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VON KURT POTHEN

Bei der Regierungskontrolle
im Parlament der DG (PDG)
thematisierten Diana Stiel (Vi-
vant) sowie Jolyn Huppertz
(fraktionslos) gegenüber Ge-
sundheitsminister Antonios
Antoniadis (SP) verschiedene
Aspekte des „Thomashuizen“-
Konzepts, einer niederländi-
schen Initiative zur Betreuung
von Menschen mit geistiger
Beeinträchtigung.

Stiel erkundigte sich nach
dem Eindruck der kürzlich er-
folgten Besichtigung eines sol-
chen Hauses durch VIVA Ost-
belgien, nach der Finanzie-
rung dieser Einrichtungen
und nach den Herausforde-
rungen, die mit dem Fachkräf-
temangel verbunden sind.
Huppertz interessierte sich für
die Pläne der DG-Regierung,
ähnliche Betreuungskonzepte
zu unterstützen und umzuset-
zen. Sie hinterfragte zudem,
welche Schritte unternommen
werden, um den Mangel an
Wohnkapazitäten für Men-
schen mit geistiger Beein-
trächtigung zu adressieren
und die Qualität der Betreu-
ung und Unterstützung für
diese Personengruppe zu ver-
bessern.

Am 13. Januar hatte VIVA
Ostbelgien einen Besuch in
einem „Thomashuis“ organi-
siert, das zehn Erwachsene mit
geistiger Beeinträchtigung in
einer familiären Atmosphäre
betreut. Dieses Modell wird
seit 15 Jahren in den Niederlan-
den und auch in Flandern er-
folgreich praktiziert. Die „Tho-
mashuizen“ zielen darauf ab,

Menschen mit geistiger Beein-
trächtigung ein Leben in fami-
liärer Umgebung zu ermögli-
chen. Die Trennung von Bau
und Betreuung der Einrich-
tungen ist ein spezifisches
Merkmal dieses Konzepts.

Antoniadis erläuterte im
Hinblick auf die Besichtigung
durch VIVA Ostbelgien, dass
eine abschließende Beurtei-
lung des Projekts noch ausste-
he, da der Termin erst kürzlich
stattgefunden hatte. Er bat je-
doch um Feedback von den an-
wesenden Mitarbeitern der
Dienststelle für Selbstbe-
stimmtes Leben (DSL). Er hob
hervor, dass das „Thomashui-
zen“-Konzept interessante An-
sätze bietet, die einer weiteren
Vertiefung bedürfen. Er wies
darauf hin, dass ein „Thomas-
huis“ ähnlich wie eine Wohn-
ressource in Ostbelgien funk-
tioniert, jedoch auf selbststän-
diger Basis. Die Betreiber, oft
Eheleute, von denen minde-
stens einer in der Pflege ausge-
bildet sein muss, sind rund um
die Uhr für die Menschen mit
Beeinträchtigung da. Die Im-
mobilie wird dabei nicht von
den Betreibern, sondern von
einer Organisation verwaltet,
die sie kauft und den Anforde-
rungen entsprechend umbaut.

In Bezug auf die Finanzie-

rung erwähnte er, dass die
Menschen mit Beeinträchti-
gung in Flandern 4.000 Euro
für ihre Betreuung und Unter-
kunft zahlen, während die flä-
mische Regierung, abhängig
vom Unterstützungsbedarf,
einen bestimmten Betrag di-
rekt an die Betroffenen aus-
zahlt. Dieses Finanzierungs-
modell ist personenbezogen
und nicht einrichtungsbezo-
gen. Für die Kostendeckung
des Projekts ist eine Mindest-
anzahl von acht Personen er-
forderlich. Die Betreiber tra-
gen als Selbstständige das fi-
nanzielle Risiko.

Zur Frage der Umsetzbarkeit
solcher Projekte in der DG äu-
ßerte sich der Minister vor-
sichtig, angesichts der vorlie-
genden Informationen. Anto-
niadis gab auch Einblicke in
aktuelle und geplante Wohn-
projekte für Menschen mit Be-
einträchtigung in der DG. Er
nannte das Wohnprojekt in
der Klebankgasse in Eupen, ge-
tragen von der Behinderten-
stätte Eupen, sowie das beglei-
tete Wohnen am Kelmiser
Kirchplatz, geplant von Kathle-
os. In Eupen soll ab 2025 ein
Wohnprojekt realisiert wer-
den, das Vollzeit- und Kurzauf-
enthaltszimmer umfasst. In
Kelmis entstehen Apparte-

ments für selbstständig leben-
de Personen mit Beeinträchti-
gung sowie weitere Zimmer
für Personen, die rund um die
Uhr Betreuung benötigen.
Weitere Projekte sind in der Ei-
fel geplant, wie der Neubau des
Begleitzentrums Griesdeck in
Bütgenbach und ein Wohnan-
gebot im alten Gebäude des
Hof Peters, das abgerissen und
neu errichtet werden soll. Die-
se Projekte zielen darauf ab,
angepassten Wohnraum für
verschiedene Zielgruppen mit
Beeinträchtigung zu schaffen.

Abschließend betonte der
Minister die Bedeutung der
Zuständigkeit des Wohnungs-
baus für die Schaffung von an-
gepasstem Wohnraum für
Menschen mit Beeinträchti-
gung und die Möglichkeit für
Innovationen in diesem Be-
reich. Die Reform des Woh-
nungsbaudekrets ermögliche
es der Wohnungsbaugesell-
schaft ÖWOB oder Inclusio
Ostbelgien, in Kooperation
mit Selbstständigen oder VoGs
Betreuungsangebote für Men-
schen mit Beeinträchtigung zu
entwickeln. Der Minister
schloss mit der Bemerkung,
dass selbst ein „Thomashuis“
in der DG denkbar wäre.

Stiel schlug vor, VIVA Ostbel-
gien in den Ausschuss einzula-

den, um detaillierter über de-
ren Besuch eines solchen Hau-
ses zu berichten. Sie sprach
auch Kritikpunkte an, die in
den Niederlanden in Bezug auf
das Konzept aufgetreten sind,
insbesondere zur Finanzie-
rung, und betonte, dass es
wichtig sei, diese zu untersu-
chen und möglicherweise zu
verbessern. Huppertz betonte
die Notwendigkeit, Antworten
auf die Fragen und Sorgen der
Eltern von Menschen mit Be-
einträchtigung zu finden: „Es
ist entscheidend, dass die Be-
troffenen sowie die Eltern eine
gewisse Form von Sicherheit
haben“, so Huppertz.

José Grommes (ProDG)
sprach über die Bedeutung der
Betreuung von Menschen mit
geistiger Beeinträchtigung
und die verschiedenen Ansät-
ze zur Lösung der damit ver-
bundenen Herausforderun-
gen. „Es gibt viele Ansätze, die
diskutiert werden müssen“,
sagte er und sprach über die
Möglichkeiten, Projekte wie
„Thomashuizen“ in der DG zu
realisieren. Er hob hervor, dass
die Organisation und das Ma-
nagement dieser Einrichtun-
gen von entscheidender Be-
deutung sind.

Antoniadis nannte eine Rei-
he von zentralen Herausforde-

rungen und Plänen im Bereich
der Betreuung von Menschen
mit Beeinträchtigung. „Eine
der Herausforderungen be-
steht sicherlich in der Finan-
zierung solcher Projekte“. Er
rklärte, dass sowohl private als
auch öffentliche Mittel bereit-
gestellt werden, um diese zu
gewährleisten. Als eine der
Schwierigkeiten identifizierte
er das Finden geeigneter
Wohnressourcen und Fach-
kräfte in der Pflege. Der SP-Po-
litiker erwähnte auch die spe-
zifischen Anforderungen des
„Thomashuizen“-Konzepts.
Für den Betrieb solcher Ein-
richtungen in Flandern wird
angenommen, dass minde-
stens acht Plätze notwendig
sind, damit sich das Projekt fi-
nanziell tragen kann. „Das ist
eine der Prämissen“, erläuterte
er. Darüber hinaus unterstrich
er die Notwendigkeit, dass
mindestens eine der betreuen-
den Personen eine Ausbildung
in der Pflege absolviert haben
muss. Der Minister ging eben-
falls auf die Thematik der un-
terschiedlichen Bedürfnisse
von Menschen mit Beein-
trächtigung ein. Er wies darauf
hin, dass der Unterstützungs-
bedarf sehr vielfältig sei und
man nicht generell eine be-
stimmte Anzahl an Wohnplät-
zen festlegen könne, um alle
Bedarfe abzudecken. Insbe-
sondere bei Personen mit
Doppeldiagnosen wäre der Be-
treuungsaufwand deutlich hö-
her. „Da wird deutlich mehr
Personal notwendig sein.“ 

Zudem thematisierte Anto-
niadis die zukünftige Nutzung
des Standorts des Begleitzen-
trums Griesdeck und die Pläne
für den Neubau von Betreu-
ungseinrichtungen. Er beton-
te, dass sowohl für den Stand-
ort der Tagesstätte als auch für
Wohnprojekte neu gebaut
werde, was interessante Syner-
gien mit einer benachbarten
Schule in Bütgenbach schaffen
würde. Der Minister infor-
mierte auch über das betreute
Wohnen in Kelmis, wo der Ab-
riss und der Beginn des Pro-
jekts für das laufende Jahr ge-
plant sind. Die Regierung un-
terstütze dieses Vorhaben fi-
nanziell über das übliche Maß
hinaus, indem sie 80 Prozent
der Kosten für den Bereich der
Menschen mit Beeinträchti-
gung übernehme.

Gesellschaft: DG auf der Suche nach Modellen neuer Wohnformen für Menschen mit Beeinträchtigung – Thomashuizen auf dem Prüfstand

Einrichtungen zu schaffen,
die es Menschen mit gei-
stiger Beeinträchtigung
auch nach ihrem 18. Le-
bensjahr ermöglichen, ein
Leben in familiärer Umge-
bung zu führen. Das ist
seit vielen Jahren ein
drängendes Anliegen zahl-
reicher betroffener Famili-
en in der DG. Am Mitt-
woch wurde im PDG dis-
kutiert, ob das nieder-
ländisch-flämische
Konzept der „Thomashui-
zen“, das genau dies er-
möglicht, auch für die DG
in Frage käme.

Die niederländische Königin Maxima (2.v.l.) während eines Besuchs in einem Thomashuis in Houten, Zentralniederlande. Foto: AFP

Integration durch familiäres Wohnen

dem GrenzEcho 2001 in
einem Gespräch mitteilte. In
den 1980er Jahren musste Hu-
bert Cremer eine Zeit in der
Opposition verbringen, kehrte
aber 1989 durch eine Koaliti-

Hubert Cremer, ein Name, der
in der Kommunalpolitik von
Crombach und St.Vith eine
bedeutende Rolle spielte, ist
am Donnerstagmorgen im
Kreise seiner Familie im Alter
von 93 Jahren verstorben. Mit
dem Tod von Hubert Cremer
verliert Ostbelgien einen
Kommunal- und Regionalpo-
litiker der ersten Stunde. Sei-
ne über 30 Jahre währende
politische Laufbahn zeugt von
großem Engagement für die
Belange seiner Gemeinde und
der Region, als streitbarer Ab-
geordneter, Bürgermeister
und Schöffe.

Der ehemalige Forstarbeiter
war über 30 Jahre politisch ak-
tiv. Seine Karriere als enga-
gierter Politiker der CSP führ-
te ihn vom Ratsmitglied des
RDK und RDG bis zum Bür-
germeister der Altgemeinde
Crombach und Schöffen der
Stadt St.Vith. Er trat 1970 in
die kommunalpolitische Are-
na von Crombach ein, wo er
bald darauf als Bürgermeister

fungierte. Unter seiner Füh-
rung konzentrierte sich die
Altkommune auf wichtige In-
frastrukturprojekte wie den
Ausbau von Straßen und Feld-
wegen sowie die Wasserver-
sorgung. Diese Maßnahmen,
insbesondere die Erschlie-
ßung der Quellfassung im
Rodter Venn, hatten auch Ein-
fluss auf die Gemeinde
St.Vith.

Nach der Fusion der Ge-
meinden im Jahre 1977 wurde
Hubert Cremer in St.Vith als
erster Schöffe tätig. Hierbei
lag sein Schwerpunkt auf dem
Bauwesen. Er spielte eine zen-
trale Rolle bei der Koordinie-
rung der Verwaltung und der
Errichtung des neuen Rathau-
ses. Die Integration der ver-
schiedenen Gemeindedienste
und die Errichtung des St.Vit-
her Sportzentrums waren nur
einige der Herausforderun-
gen, denen er sich stellte.

Der CSP-Politiker war eben-
so maßgeblich am Aufbau des
Fuhrparks der Stadtgemeinde

beteiligt, der schließlich in
einer von der Gemeinde er-
worbenen Halle der Brauerei
Diekirch im St.Vither Gewer-
begebiet untergebracht wur-
de. Seine Arbeit zeichnete sich

durch die Bemühungen aus,
„sowohl städtische als auch
ländliche Bereiche gleichmä-
ßig zu entwickeln, ohne Inve-
stitionen gegeneinander auf-
zurechnen“, wie er gegenüber

on mit der Liste Dries in die
Mehrheitsverantwortung zu-
rück und übernahm erneut
das Amt des Bauschöffen. In
dieser Zeit wurden der Aus-
bau von Straßen und die Er-
schließung des ehemaligen
Bahnhofsgeländes in St.Vith
umgesetzt. Besonders hervor-
zuheben ist seine Rolle bei
der Realisierung der St.Vither
Umgehungsstraße, ein Pro-
jekt, das die Neugestaltung
der Stadtdurchfahrt ermög-
lichte. In den letzten sechs
Jahren seiner politischen Kar-
riere war Cremer erneut in
der Opposition. 2001 trat Hu-
bert Cremer, der stets die Be-
deutung der Kommunalpoli-
tik hervorhob, zugunsten jün-
gerer Kandidaten zurück. Sei-
nen Nachfolgern stand er bis
ins hohe Alter beratend zur
Seite. (kupo)

Weitere Informationen gibt es
in einer späteren Ausgabe des
GrenzEcho.

Leute: Hubert Cremer (1931-2024) ist am Donnerstagmorgen im Alter von 93 Jahren im Kreise seiner Familie verstorben 

Hubert Cremer liest 2020 aus dem Buch „Marcel Cremer und die AGORA“. Foto: privat

Ein Leben im Dienste seiner Heimat 


